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Das Bergamt Südbayern erlässt folgenden 

B e s c h e i d :  

Der Hauptbetriebsplan „Geothermieprojekt Baierbrunn am Standort Rotbrun- 

' nerweg“ der Geothermie ‚Isartal GmbH, Pullach (Antragstellerin) wird gemäß 

55 54, 55 und 56 Bundesberggesetz (BBergG) nach Maßgabe der unter Ziffer 
III. des Bescheides aufgeführten Nebenbestimmungen zugelassen. 

Die Zulassung wird befristet erteilt bis zum 31.12.2027. 
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Die Zulassung gilt nur im Zusammenhang mit einer gültigen bergrechtlichen Erlaubnis zur 
Aufsuchung von Erdwärme für gewerbliche Zwecke. 

Die Erlaubnis nach Art. 9 BayWaldG zur Rodung von 2 200 m2 Wald auf dem Flurstück 136, 

Gemarkung und Gemeinde Baierbrunn wird nach Maßgabe der Ziffer III.C. dieses Bescheides 

im Einvernehmen mit der Unteren Forstbehörde erteilt. 

. Die dehkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 BayDSchG für die Arbeiten wird nach 

Maßgabe der Ziffer III.D. dieses Bescheides erteilt. 

||. Unter lagen 

Die Betriebsplanzulassung umfasst folgende Unterlagen: 

. Hauptbetriebsplanantrag vom August 2025, bestehend aus 22 Seiten Text, 

gefertigt von der Erdwerk GmbH, München, mit folgenden Anlagen: 

0 Anhang 2: 

0 Anhang 3: 

0 Anhang 4: 

Anhang 5: 

0 Anhang 6: 

o_ Anhang 9: 

Übersichtslageplan vom 24.10.2024 

Detaillageplan vom 23.07.2025 

Faunistische Untersuchung zur Speziellen artenschutzrechtlichen 
Prüfung vom 07.10. 2024 

Erläuterungsbericht Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung Bannwald 
vom 16.07.2025 

Luftbildauswertung zur Kampfmittelerkundung vom 21.04. 2022 

Altlastenkataster Auskunft vom 05.09.2024 

Soweit Auflagen und Bedingungen dieses Bescheids die Antragsunterlagen modifizieren, werden 

diese nur in der abgeänderten Form Gegenstand der Zulassung. 

|||. Nebenbestimmungen 

Die Betriebsplanzulassung ergeht unter folgenden Nebenbestimmungen: 

A. Allgemeine Bestimmungen 

A.1. Das Vorhaben ist entsprechend den vorgelegten Betriebsplanunterlägen durchzuführen, 

soweit nicht nachstehend etwas anderes bestimmt ist. Änderungen oder Abweichungen 

vom Betriebsplaninhalt sind dem Bergamt rechtzeitig vorher anzuzeigen und ggf. durch 

dieses zu ggenehmien. 

Vor Beginn der Arbeiten ist dem Bergamt die Berechtigung zur Nutzung der Grundstücke 

in geeigneter Weise (z.B. Erbbauvertrag oder Kaufvertrag) vorzulegen. Jegliche Arbeiten 

‘ im Rahmen der vorliegenden Betriebsplanzülassung dürfen erst nach Vorlage dervorge- ' 

nannten Nachweise erfolgen. 
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Es ist ein Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokument zu erstellen, zu pflegen und im 
Betrieb zurjederzeitigen Einsichtnahme des Bergamts bereitzuhalten (55 2, 3 ABBergV). 
Bei Arbeiten mit erheblichen Gefahren sind zusätzliche Vorkehrungen und Schüt2maß- 

nahmen zu ergreifen (55 10, 11 ABBergV). ’ 

Bei derDurchführung der Bauarbeiten ist Vorsorge zu treffen, dass durch den Betrieb von 
Baufahrzeugen oder sonstigen Geräten keine Flächen über die dargestellte Betriebsfläche 

hinaus beschädigt, zerstört, abgegraben oder" m sonstiger Form beeinträchtigt werden. 

Der Beginn der Arbeiten sind dem Bergamt Südbayern (bergamt@reg-ob.bayern.de), so- 

wie der unteren Naturschutzbehörde (naturschutz@lra-m.bayern.de) 14 Tage vor Beginn 

anzuzeigen. 

Zum Bau des Bohrplatzes ist dem Bergamt Südbayern ein Sonderbetriebsplan vorzulegen. , 

_ Dieser muss mindestens folgende Unterlagen enthalten: 

Bohrplatzplan . , 
Gestattungsnachweis für das Erlaubnisfeld „Pullach Süd“ 
Immissionsprognose 

. Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung 
Gutachterliche Stellungnahme zur AWSV' 

B. Durchführung der Arbeiten 

8.1. Die Arbeiten dürfen nur an Werktagen in der Zeit zwischen 7.00 und 20.00 Uhr durchge- 
führt werden. Zur Begrenzung der Lärmemissionen durch die Bauarbeiten sind die Best- 
immungen der 32. BIMSChV - Geräte- und Maschinenlärmschutzverordnuhg heranzuzie- 
hen. 

Es ist zür Gründung des Bohrplatzes und der Verkehrsflächen ein geotechnisches Gutach- 
ten erstellen zulassen. 

Sollten während der Arbeiten Bodenverunreinigungen angetreffen'werden, ist unverzüglich 
das Bergamt Südbayern zu verständigen und das weitere Vorgehen abzustimmen. 

Die Lagerung wassergefährdender Stoffe, insbesondere von Treibstoffen und Ölen, auf 
dem Gelände ist verboten. Während der Arbeiten darf der Uhtergrund nicht durch Treib- 
stoffe und Öle von Baumaschinen, Fahrzeugen usw. oder dürch sonstige wassergefähr- 
dende Stoffe verunreinigt werden. Bei Uhfällen mit wassergefährdenden Stoffen ist das 

‘ Bergamt Südbayern sowie die Untere Wasserbehörde am Landratsamt München unver- 
‚züglich zu verständigen. 

Bei der Planung und Durchführung der Arbeiten sind die Anforderungen nach DIN 19639 
„Bodenschutz bei der Planung und Durchführung von Bauvorhaben“, DIN 19731 „Verwer- 
tung von Bodenmaterial“s sowie ggf. DIN 18915 „Vegetationstechnik lm Landschaftsbau — 
Bodenarbeiten“ zu beachten. 
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.C. Rodung 

C.1. Unmittelbar nach dem Holzeinschlag und Abfuhr des Schlagraums ist in einem Arbeits- 

gang der gesamte humose Oberboden inklusive der organischen Auflagen, morschem 

Totholz und der Wurzelstöcke zu entfernen. 

Die Bannwaldérsatzfläche ist auf den Flurstücken 116 und 135, Gemarkung und Gemein- 

de Baierbrunn umzusetzen. Für_den Bannwaldausgleich ist eine Gesamtfläche von 

2.200 m2 erforderlich. 

Die Flächenvorbereitung ist durch Mahd und Abfuhr des Mähguts durchzuführen. 

Es darf keine flächige Bodenbearbeitung (Pfügen/GrubbernlEggen) erfolgen. Es ist nur 

eine Entfernung der Grasnarbe im Pflanzbereich erlaubt. 

Es darf keine Untersaat de'r Gehölzflächen erfolgen. 

Die Forstpflanzen müssen aus gesicherten forstlichen Herkünften mit überprüfbarem 

Nachweis (zertifiziert) kommen. Weitere Gehölze sind nur autochthone, gebietseigene 

nach zugehörigem Vorkommensgebiet erlaubt. Die entsprechenden Bergleitpapiere/ 

Nachweise sind den behördlichen Fachstellen vorzulegen. Es sind möglichst Wurzelnackte ‘ 

Pflanzen zu yewvenden. Bei der Pflanzung ist auf den Wurzelschutz zu achten. 

Pflänzung 

Folgende Pflanzungen sind auf der Ersatzfläche durchzuführen: 

' . Aufforstung Buchenwald L243: 

50 % Fagus sylvatica (Rot-Buche), 25 % Quercus robur (Stiel- Eiche), 15 % Quercus pet- 

raea (Trauben-Eiche), 10 % Carpinus betulus (Hainbuche), Anstelle der Traubeneiche 

kann auch Sorbus torminalis (Elsbeere) gepflanzt werden. 

Sortimente 2/0 und/oder 2/1, Höhe 50 — 80 cm 

Pflanzverband 1, 5 m x 1 m 

Einbringen beider Eichenarten' m jeweils über die Fläche verteilten Kleintrupps unter Be- 

teiligung der Hainbuchen als dienender Nebenbestand |m Verhältnis 4:1. 

. Aufforstung Waldmantel W12 

Strauchgürtel (W12) maximal 6- 8 m breit" m Richtung der offenen Bereiche, Pflanzung' |m 

Dreiecksverband (ca. 4 Pflanzen pro 9 m2), Pflanzverband 1 m x 1 m, unmittelbar angren- 

1zend an Waldpflanzfläche; 40 % Mischung aus Wldbirne und Sträuchern wie Schlehe, 

Kreuzdorn, Weißdorn u. ä.. 

20 % Prunus avium (Vogel-Kirsche),15% Sorbus aucuparia (Vogelbeere), 15 % Sorbus 

" domestica (Speierling), 10 % Carpinus betulus (Hainbuche) - 
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Schutz und Pflege 

. Die bepflanzte Fläche muss mit einem Zaun (Mindesthöhe 160 cm) wilddicht und hasen- 
sicher umzäunt werden, es sind 1 bis 2 Zauntore einzubauen. Def Zaun muss über 10 _ 

Jahre 2-mal jährlich auf Dichtheit-kontrolliert und bei Bedarf repariert werden. Der Zau- - 

nabbau kann nach ca. 10 Jahren erfolgen. 

. Es sind mit der Ausbringung der Pflanzen mehrere A’nsitzstangen für Greifvögel (1/1000 
' m2) für die natürliche Mäusebekämpfung auszubringen. Es sind Mäuseschadenskontrollen 

dürchzüführen, solange eine Mäusegefährdung besteht. 

. Es ist eine Mahd zwischen den Pflanzreihen über 5 Jahre durchzuführen. In den Jahren 1 

bis 3 hat dies 2-mal jährlich zu erfolgen, danach 1 -mal im Jahr. 

. In den ersten 5 Jahren nach Pflanzung ist die Wasserversorgung vor Ort vor allem m der 

Vegetationsperiode durch geeignetes Personal tagesaktuell aufmerksam zu verfolgen, um 

im Bedarfsfall unverzüglich eine künstliche Bewässerung einzuleiten. 

. Mischungsregulierung z.B. bei übermäßigem Anflug von Pionierbaumarten sind turnusar- 

tig punktüell steuernde Entnahmee'ingriffe einzuplanen. 

. Die sachgemäße Waldbewirtschaftung der Ersatzaufförstung muss dauerhaft sicherge— » ' 

stellt sein. Entsprechende forstliche Pflegeeingriffe sind in regelmäßigen Intervallen 

. durchzuführen. 

Monitoring und Nachbesserung 

Bis zum Dickungsschluss mit Höhe zwei Meter muss der Ausfall 2-mal jährlich (Beginn 

Frühjahr und Spätsommer) kontrolliert werden und zur Pflanzzeit im selben Frühjahr und 

Herbst wieder mit den jeweils ausgefallenen Baumarten nachgepflanzt werden. Ab Di- 

ckungssohluss' m den Jahren 6 — 10 sind Ausfälle nur dann zu kompensieren, wenn grö- 

. ßere Ausfälle oder Lücken entstehen (2.8. durch Schneebruch). 

Die Kontrollen sind jeweils schriftlich zu dokumentieren (Pflegeeinsätze, Ausfälle bzw. 
Nachpflanzungen). 

.. DieErsatzaufforstungsfläche ist dinglich zu sichern. 

. . Die Fertigstellung der Ersatzaufforstungsfläche ist dem AELF EE Revier Pullach i. Isartal 

Unter Benachrichtigung des Bergamtes anzuzeigen. 

D. Denkmalrechtliche Erlaubnis 

0.1. Der Oberbodenabtrag bzw. Ausbau moderner Bodenbeläge darf nur unter Aufsicht einer 

archäologisch oder grabungstechnisch qualifizierten Fachkraft durchgeführt werden. Vom 
Veranlasser sind Gerät und Persönal bereit zu stellen. Für den maschinellen Abtrag sind 
ungezähnte Böschungsschaufeln vorzuhalten. Für die Feststellung erhaltener Boden- 
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denkmäler ist ein Feinplanum zur archäologischen Beurteilung anzulegen. Festgestellte 

Bodendenkmäler sind der Unteren Denkmalschutzbehörde und dem Bayeri$chen Landes- 

amt für Denkmalpflege (BLfD) anzuzeigen, Aufmaß und Kurzbericht des Oberbodenab- 
trags sind unverzüglich vorzulegen. 

Die vorhandenen Bodendenkmäler sind wissenschaftlich zu untersuchen, sachgemäß 

au$zugraben und zu_bergen, soweit dies für die Durchführung des Vorhabens erforderlich 

ist. Die Arbeiten’sind von einer wissenschaftlich im Fachbereich Vor- und Frühgeschichte, 
Archäologie der Römischen Provinzen oder Archäologie des Mittelalters und der Neuzeit 

' ‚ qualifizierten Fachkraft einer Fachfirma durchzuführen. Bei der_wissenschaftlichen Unter- ' 

suchung, Dokumentation und Bergung von Gräbern und besonderen Befunden wie Brun- 

nen oder Latrinen sind wissenschaftlich qualifizierte Fachkräfte der Fachbereiche Anthro- 

pologie, Archäobotanik und Geoarchäologie hin2uzuziehen. Die Qualifikationen sind der 

Unteren Denkmalschutzbehörde sowie dem BLfD nachzuweisen. 

Die aufgefundenen Bodendenkmäler sind zu vermessen, fotografisch und zeichnerisch in 
archivfähiger Form zu dokumentieren und zu beschreiben. 

Grundlage der fachtechnischen Arbeiten sind die aktuellen Vorgaben zur Dokumentation 
archäologischer Ausgrabungen in Bayern sowie die aktuellen Vorgaben zur Fundbehand- 

4 lung auf archäologischen Ausgrabungen. Informationen finden Sie unter 

htt s:l/www.blfd.ba ern.de/mamlinformation und service/fachanwender/dokuvor aben a 

' gril 2020.9df 

Der Name und die Adresse der beauftragten Fachfirma sowie der archäologisch qualifi- 
zierten Fachkraft (wissenschaftliche Grabungsleitung) sind der Unteren Denkmalschutz- 
behörde sowie dem BLfD 'mindestens eine Woche vor Beginn der Grabungsarbeiten mit— 

' zuteilen. 

Der Beginn der denkmalfachlichen Maßnahme istder Unteren Denkmalschutzbehörde und 
dem BLfD mindestens eine Woche vor Beginn der Grabungsarbeiteri mitzuteilen. Das En- 
de der denkmalfachlichen Maßnahme ist der Unteren Denkmalschutzbehörde und dem 
BLfD spätestens am folgenden Werktag mit Datumsangabe anzuzeigen. 

Der Grabungsbericht und die vollständige Grabungsdokumentatioh über'alle für die Erfül- 

lung der Auflagen Ziffer A.4.1 bis A.4.3 erforderlichen Arbeiten sind innerhalb von acht Ar- 

beitswochen nach Beendigung der bodendenkmalfachlichen Arbeiten vor ort im Original 

Vollständig dem BLfD unter Benachrichtigung des Bergamtes vorzulegen. 

Bewegliche Bodendenkmäler (Funde) sind vorgebenkonform (siehe Auflage A.4.4) nach 

Abschluss der Maßnahme längstens innerhalb einer Frist von acht Wochen_dem BLfD zu 
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übergeben. Sensible Funde (Organik, Metalle und Blockbergungen) sind bereits während . 

der Maßnahme unverzüglich dem BLfD zu übergeben. 

Weitere Auflagen, insbesondere zum Schutz von Bodendenkmälern, die sich ausdem 

Fortschritt der erlaubten Grabung oder der Übemachung der denkmalfachlichen Arbeiten 

ergeben sollten, bleiben ausdrücklich vorbehalten (Art. 36 Abs. 2 Nr. 5 BawVfG). 

E. Naturschutz 

E.1. Von der Antragstellerin ist rechtzeitig vor Beginn der Arbeiten eine ökologische Baubegléi- 

tung (öBB) zu benennen, die die Fällung und Rodung fachgerecht begleitet. Sie hat dabei 

die Einhaltung und Umsetzung der naturschutzrechtllchen Auflagen A.5.2 — A.5.14 vor Ort 

zu üben;vachen und zu dokumentieren. 

Der Eingriff ist auf das geringstmögliche Maß Zu begrenzen. 

Bauste|len-lbetriebs-lanlagebedingte Beleüchtungen sinda das sicherheitstechnisch 

notwendige Maß zu reduzieren. 

Zu Dämmerungsé und Nachtzeiten sind stark Lärmemittierenden Arbeiten auf ein Unbe— 
dingt notwendiges Maß zu begrenzen, sodass in den angrenzenden Gehölzstrukturen le-. 

bende Tierarten nicht gestört werden (55 39, 44 BNatSchG). 

‚Um artenschutzrechtliche Verbotstatbestände gemäß 5 44 BNatSchG zu vermeiden, dür- 
„ fen Fällung, auf den Stock‘setzen und Schnitt von Gehölzen (z.B. Bäume, Sträucher) in 

der freien Landschaft generell nur außerhalb der Vogelbrutzeit erfolgen. Notwendige Maß- 
nahmen an Gehölzen sind im Zeitraum vom 1. Oktober bis 28. Februar durchzuführen, so- 

' dass keine Vögel bzw. Fledermäuse sowie die von ihnen belegten Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten dadurch beeinträchtigt Werden können. 

' Die Fällung von dokumentierten und auch potenziellen neuen Quartierbäumen mit Höhlen 
und Spaltenstrukturen ist gem. dem Hinweisblatt der Koordinationsstellen für Fledermaus- 
schutz in Bayern „Vermeidungs-, CEF- und FCS-Maßnahmen für Vorhabenbedingt zer- 
störte Fledermausbaumquartiere“ (ZAHN, A., HAMMER, M. & PFEIFFER, B. (2021)) 
durchzuführen und durch die 688 eng zu begleiten und zu dokumentieren. Die Dokumen- 
tation ist der unteren Naturschutzbehörde (UNB) “spätestens eine Woche nach Durchfüh- 
rung vorzulegén. Folgendes Vorgehen ist einzuhalten: 

. Bei gut erreichbaren Quartierstrukturen kann das Quartier nach einer Kontrolle auf anwe- 
' sende Tiere bis zur Fällung durch je eine über und unter der Einflugöffnung befestigte Fo- 

lie bzw. eine Kunststoffröhre, die Fledermäusen das Verlassen des Quartiers gestatten, 
beim Anflug jedOCh die Landung im Höhleneingang verhindern (Reusenprinzip), ver-’ 
schlossen werden. Ist dies nicht möglich, muss eine Kontrolle auf anwesende Tiere am 

_ Vorabend bzw. zur völligen Risikovermeidung sogar erst am Morgen des Fälltags erfol- 
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gen, da Baumfledermäuse regelmäßig ihr Quartier wechseln. Ein Einwegverschluss muss 

mindestens über drei Nächte hinweg wirksam sein und darf nur bei geeigneter Vterung 

zwischen dem 15.4. und dem 15.10. angebracht werden, jedoch nicht während der Zeit, in 

der unselbständige Junge auftreten können (21 .05. bis 10.08.). Details der Vorgehens- 

weise beschreibt das Merkblatt „Hinweise zu Einwegverschlüssen an Fledermausquartie- 

ren" (KOORDINATIONSSTELLEN FÜR FLEDERMAUSSCHUTZ IN BAYERN 2021) 

. Baümfällungen müssen durch eine fledermauskundliche Fachkraft (z. B. öBB) begleitet 

werden bzw. es hat zumindest eine Einweisung des Fällteams durch eine fachlich geeig- 

nete Person (2. B. 688) zu erfolgen. Ein kurzfristiger Einsatz einer Fachkraft bei spontan 

,auftretenden artenschutzrechtlichen Fragen muss sichergestellt sein. 

. Eine Fällung kurz nach dem abendlichen Ausflug der Fledermäuse kann wie der Einweg- 

verschluss nur bei geeigneter Witterung zwischen dem 15.4. und dem 15.10 unter Aus- 

schluss der Zeit vom 21.05. bis 10.08. erfolgen. Artspezifische Ausflugszeiten sind zu be- 
rücksichtigen. Zu beachten ist ferner, dass balzende Männchen nach dem. Ausflug sehr 

schnell ins Quartier zurückkehren können. Fledermäuse aller Arten verlassen Baumquar- 

tiere von Mitte April bis Mitte Oktober abends (mit hoher Wahrscheinlichkeit, wenn bei 

Sonnenuntergang die Temperatur mindestens 12°C beträgt, es nicht regnet und kein star-' 
ker Wind herrsCht. 

. Es sollte möglichst der ganze Baum 2. B. mit einem Harvester oder Fällbagger vor-sichtig 

terschütterungsarm) geborgen und abgelegt werden. Bei_einem abschnittsweisen Abtra- 

gen (z.B. mittels Hubsteiger) könnten Höhlen angeschnitten und Fledermäuse verletzt 

oder getötet werden. Nach der Ablage müssen alle Quartieröffnungen so frei sein, dass 

Fledermäuse problemlos 'abfliegen können. 

. Werden Rindenplatten mit Fledermäusen entdeckt, sind die Fachkraft (z. B. öBB) und die 

untere Naturschutzbehörde unverzüglich zu informieren. Geeignete artenschutzfachliche 

Maßnahmen sind in Abstimmungdurchzuführen. 

. , Um das Eintreten von artenschutzrechtlichen Verbotstätbeständen i. S. d. 5 44 Abs. 1 

BNat8chG Zu vermeiden, können lediglich im aktiv genutzten Baustellenbereich Vermei- 

dungs- und Minimierungsmaßrfahmen ergriffen werden, sodass keine geeigneten Habitate 

für Amphibien und Reptilien entstehen. Sollten sich im Baustellenbereich trotzdem beson- 

ders geschützte Arten ansiédeln, sind die Fortpflanzungs- und Ruhestätten durch die öBB 

zu kennzeichnen, fachgerecht abzugrenzen und zu erhalten. Die untere Naturschutzbe- 

hörde ist davon unverzüglich in Kenntnis zu setzen. 

Die Ausbreitung von invasiven Neophytenarten ist im Bereich der Baumaßnahmen durch 

geeignete Maßnahmen aktiv zu vermeiden und zu verhindern. Vorkommen sind jährlich in 

angemessener Weise zu bekämpfen (fachgerechte Entsorgung, Entfernung der Blüten- 
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stände Vor Samenbildung). Bei Feststellung von Fehlentwicklungen ist die uNB zu infor- 

mieren und die Anpassungen der Maßnahmen abzustimmen. 

E.9. Die CEF-Maßnahmen müssen vor Baubeginn wirksam sein, so dass die ökologische 
Funktion im'räumlichen Zusammenhang gewahrt Wird. Die benötigte Vorlaufzeit zur Her- 
stellung und Eintreten der Wirksamkeit (je nach Maßnahme bis zu mehreren Jahren) ist zu __ 
berücksichtigen. 

E.10. Die CEF-Maßnahmen sind gem. den fachlichen Standards funktionsfähig zu erhalten. 

E.11. Im Zuge der Kartierungen wurden potentielle Quartierbäume mit Höhlen- und Spalten- 
strukturen aufgenommen. Die CEF-Maßnahmen sind gem. dem Hinweisblatt der Koordi- 

natio'nsstellen für Fledermaussbhutz in Bayern „Vermeidungs-, CEF- und FCS- 

V Maßnahmen für vorhabenbedingt zerstörte Fledermausbaumquartiere“ (ZAHN, A., HAM- 

MER, M. & PFEIFFER, B. (2021)) durchzuführen, durch die öBB eng zu begleiten und zu 

dokumentieren. Je nach Quartiertyp sind gem. 0. g. Hinweisblatt nachfolgende Maßnah- 
men durchzuführen: 

E.1i .1. Es sind Fledermauskästen im räumlichen Zusammenhang in Gebieten mit Kastentradition 
aufzuhängen Pro Quartier sind drei Kästen bzw. bei Rindenplatten ein Flachkasten pro 

Quartierbaum als Ausgleich notwendig. Zusätzlich sind Vogelkästen anzubringen. 

E-11.2.Fürjeden entfallenden Baum mit Rindenplatten sind drei Bäume zu ringeln um Spalten- 
quartiere zu schaffen. ' ' . 

E.11.3.Fürjede entfallende Höhle sind drei Ersatzhöhlen in Altbäumen zu bohren. 

E.11.4. Fürjeden gefällten Höhlenbaum sind mind. drei Bäume mit einem BHD über 40 cm aus 
der.Nutzung zu nehmen. ' 

E.11.5.Spechte sind durch das Ringeln von Stämmen oder das Kappen von Bäumen zu fördern. 

E.12. Vor Fällung eines potentiellen Quartierbaumes (siehe Auflage A.5.6.) sind die notwendigen 
, CEF—Maßnahmen (gem. Auflage A.5.11.) früh— und vorzeitig mit der uNB und der öBB ab- 
zustimmen, festzulegen, zu dokumentieren und umzusetzen. Die CEF-Maßnahmen sollten 
so bald wie möglich durchgeführt werden, sodass die Vlhrksamkeit gegeben ist. ' 

. Die Lage der Nistkasten ist punktgenau zu verorten. Die Lage ist mit der 688 abzustim- ' ' 
men und im Anschluss an die uNB zu melden. 

x 

. Die Umsetzung der CEF-Maßnahmen ist zu dokumentieren und der uNB spätestens zwei 
Wochen nach Abschluss vorzulegen. 
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IV.  Kosten 

Die Kosten des Verfahrens hat die Antragstellerin zu tragen. 

' Für die Betriebsplanzulassüng wird eine Gebühr in Höhe von 7.500,00 € festgesetzt. 

Für die Rodungserlaubnis wird eine Gebühr in Höhe von 44,00 € festgesetzt. 

Somit betragen die Gesamtkosten für den Bescheid 7.544,00 €. 

Gründe 

I. Sachverhalt 

1. Projekt und Antrag 

Mit Schreiben vom 01.08.2025 legte die Geothermie Isartal GmbH dem Bergamt Südbayern ei- 

nen Hauptbetriebsplan, für die vorbereitenden Arbeiten eines Sammelbohrplatzes für bis zu fünf 

Geothermiebohrungen, zur Zulassung vor. 

In dem Betriebsplan wird die Rodung von ca. 2.200 rn2 Bannwald beantragt. Weiterhin sollen eine 

Baugrunderkundung und eine Kampfmittelsondierung durchgeführt werden. Anschließend soll für 

den Bohrplatzbau ein Sonderbetriebsplan vorgelegt werden. ' 

Folgende Unterlagen wurden beim Bergamt eingereicht: 

. Antragsschreiben vom 01.08.2025 

& Hauptbetriebsplanantrag vom August2025, bestehend aus 22 Seiten Text, 
gefertigt von der Erdwerk GmbH, München, mit folgenden Anlagen: 

0 Anhang 1: Bescheid des Bergamtes Südbayern zur UVP—V vom 16.12.2024 

6 Anhang 2: Übersichtslageplan vom 24.10.2024 

0 Anhang 3: Detaillageplan vom 23.07.2025 

Anhang 4: Faunistische Untersuchung zur Speziellen artenschutzrechtlichéh 
Prüfung vom 07.10.2024 

Anhang 5: Erläuterungsbericht Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierüng Bannwald 
vom 16.07.2025 ' 

Anhang 6: Luftbildauswertung zur Kampfmittelerkundung vom 21.04.2022 

Anhang 7: Erläuterungsbericht zur Bohranzeige nach 5 49 WHG W. mit 
Art. 30 BayWG vom Juli 2024 ‘ 

Anhang 8: ' Wasserrechtsbescheid vom 10.01.2025 

Anhang 9: Altlastenkataster Auskunft vom 05.09.2024 

Anhang 10: Vorausprofile der Bohrungen Baierbrunn Th 1 —- Th5 vom 
13.12.2023 . 

Die Anhänge 1, 7 und 8 dienten dem Verständnis und sind nicht Teil der Zulassung. 
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2. Verfahren 

Das bergrechtliche Verfahren wurde am 19.08.2025 eingeleitet. 

Im Verfahren nach 5 54 BBergG wurden beteiligt: 

1. Landratsamt München ‘ 

2. Wassémirtstzhaftsamt München . 

. Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Ebersberg-Erding 3 

' 4. Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege _ 

5. Gemeinde Baierbr_unn . 

6. Bayerisches Landesamt für Umwelt 

Mit schreiben vom 26.09.2025 gab das Landratsamt München-'eine gemeinsame Stellungnah- 

meab _ 
Das Vorhaben befinde sich im bauplanungsrechtlichen Außenbereich. Bei dem Vorhaben hande- 

le es sich um ein privilegiertes Vdrhaben nach BauGB. Zum Bereich Denkmalschutz wurde aus— 

geführt, dass in der unmittelbaren Nähe des geplanten Vorhabens ein Bodendehkmal (D-1-7934- 

0305) bekannt sei. . . 
Der Fachbereich Wasserecht teilte bereits mit Schreiben vom 23.09.2025 mit, dass keine Ein- 

wände bestehen. Für die Nutzung des geplanten Brunnens Sei eine wasserrechtlic'he Erlaubnis 
notwendig. Der Fachbereich Naturschutz, Erholungsgebiete, Landwirtschaft und Forsten legte 

dar, dass die CEF-Maßnahmen Vor Beginn der Arbeiten wirksam sein müssen. Es wurde weitere 

Auflagenvorschläge vorgebracht. Der Fachbereich Immissionsschutz führte aus, dass keine rele- 

vanten Auswirkungen auf schutzbedürftige Nutzungen zu erwarten seien. ‘ 

Mit Schreiben vom 03.09.2025 führte das Wasserwirtschaftsamt München aus, dass weder . 
Oberflächengewässer noch Überschwemmungsgebiete von dem Bauvorhaben betroffen sind. 

Eine Beeinflussung von Trinkwasserschutzgebieten wäre nicht zu emarten. Es wird aufgrund der 
Eingriffsfläche von über 3.000 m2 eine bodenkundliche Baübegleitung empfohlen, die-ein Boden- 
schutzkonzept erstellen und dessen Umsetzungübewvachen soll. Eine Entfernung des Schlag- 

. raums und Oberbodens sei zum Schutze des Grundwassers geboten. 

MitSchreiben vom 11.09.2025 legte das Amt für Ernährung Landwirtschaft und Forsten 
Ebersberg-Erding dar, dass es sich bei der geplanten Rodung um Bannwald handle. Dieser wäre 
besonders schützensWert und müsse flächenmäßig erhalten bleiben. Daher muss die Rodungs- 
fläche angrenzend an den bestehenden Bannwald flächengleich au'fgeforstet werden. Die Ro- 
dungsfläché sei im Antrag nicht ausreichend dargelegt. Daher sei von einer Rodungsfläche von 
2.200 m2 auszugehen. Die Ersatzaufforstungsfläche könne dem zu rodendem Wald annähernd 
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gleichwertig werden. Es wurden entsprechende Auflagenvorschläge vorgebracht und das Einver- 

nehmen für die Erteilung_ der Rodungserlaubnis wurde ausgesprochen. 

Das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege teilte mit Schreiben vom 29.08.2025, dass eine 

denkmalrechtliche Erlaubnis notwendig sei. Es wurden Auflagen für die denkmalrechtliche. Er- 

laubnis vorgeschlagen. Die Erfüllung der Auflagen sei Voraussetzung für weitere Arbeiten. ' 

Die Gemeinde Baierbrunn äußerte sich nicht im Verfahren. 

Das Bayerische Landesamt für Umwelt äußerte sich nicht zu dem Antrag. ‚ 

||. Rechtliche Würdigung 

1. Zuständigkeit 

sachlich 

Das Bergamt Südbayern ist sachlich gemäß 5 2 Abs. 1 und 2 der Verordnung über Organisation ' 

und Zuständigkeiten der Bergbehörden (Bergbehörden-Vérordnung — BergbehördV) v0m 

09.11.2013 (GVBI S. 651, BayRS 750-1-W) für die Zulassung des Betriebsplans zuständig. 

örtlich 

Örtlich zuständig ist das Bergamt Südbayern gemäß 5 3 Abs. 2 Satz 1 der Verordnung über Or- 

ganisation und Zuständigkeiten der Bergbehörden (Bergbehörden—Verordnung — BergbehördV) 

vom 09.11.2013 (GVBI S. 651, BayRS 750-10-W). ' 

Rodungserlaubnis 

Das Bergamt Südbayern ist sachlich gemäß Art 39 Abs. 4 des Bayerischen Waldgesetzes 

(BayWaldG) vom 22.07.2005 für die Erteilung einer Rodungserlaubnis, aufgrund ‚eines bergrecht- 

lichen Betriebsplans, im Einvernehmen mit der unteren Forstbehörde‚ zuständig ' 

2. Betriebsplan-IErlaübnßpflicht 
' Die vorbereitenden Arbeiten für den Bau eines Bohrplatzes (Rodung, Baugrunderkundung) sind 

betriebsplanpflichtige Vorhaben gem. 5 51 und 52 BBergG. 

' 3. Ergebnis der Antragsprüfung ‘ 

Die Zulassungsvoraussetzungen nach 5 55 Abs. 1 BBergG liegen vor. Der Betriebsplan war zu 

zulassen. Zur Wahrung der in 5 55 BBergG aufgeführten und weiterer öffentlicher Erfordernisse 

und Belange kann die Betriebsplanzulassung nur unter Auflagen erfolgen. Die Beifügung dieser 

Auflag‘ehstützt sich auf Art. 36 Abs. 1 Bayerisches Vemaltungsverfahénsgesetz (BawVfG) 

vom 23.12.1976 (BayRS 2010-14). < ‘ 
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Dazu im Einzelnen: 

3.1. Rodung 

Am Erhalt des Waldes besteht öffentliches Interesse,durch die Ausweisung als Bannwald und 

die Erfassung der Waldfuhktionen in der Waldfunktionskarte ist dies dokumentiert. Der Bannwald 

wirkt aufgrund seiner Lage und flächenmäßigen Ausdehnung régulierend auf das Klima, Wasser 

und Luftreinigung. Wald mit Bedeutung für den regionalen Klimaschutz sorgt für Temperatureüs- 

. gleich, er schützt vor Wind, Kaltluft- und Hitzeeinwirkungen. Dies gilt besonders für Wald im oder 

in unmittelbare Nähe von Siedlungsbereichen. 

Nachdem aktuell der Ausbau der Erneuerbaren Energien gem. 5 2 EEG und Art. 2 BayKliinaG 

von überragendem öffentlichem Interesse ist, kann die Erlaubnis zur Rodung nach pflichtgemä- 

ßem Ermessen erteilt werden, unter der Maßgabe, dass die Ersatzaufforstung flächengleich zur 

Rodung auf den Flnr. 116 und 135 Gemarkung Baierbrunn umgesetzt wird. 

Die Rodungserlaubnis nach Art. 9 Abs. 2 BayWaldG wird gem. Art. 9 Abs. 8 Satz 1 BayWaldG. 

“durch eine erteilte bergrechtliche Genehmigung ersetzt. Das nach Art. 39 Abs. 4 BayWaldG hier- 

zu erforderliche Einvernehmen wurde vom AELF EE am 11.09.2025 erteilt. V 

Die materiellrechtlichen Voraussetzungen für die Erteilung der Erstaufforstungserlaubnis nach 

Art. 16 Abs. 2 BayWaldG wurden-geprüft und sind aus forstrechtlicher Sicht gegeben (vgl. Nr. 8 ‘ 
_ Satz 2 der Richtlinien zur Erstaufforstuhg und zur Anlage von Kurzumtriebspläntagen (Erst- 

AuffR)). Gem. Nr. 8 Satz 1 ErstAuffR bedarf es keiner gesonderten Erlaubnis nach Art. 16 Abs. 1 
BayWaldG 

3.2. Denkmalrechtliche Erlaubnis 

Aufgrund der Nähe zu einem bekannten Bodendenkmal ist eine denkmalrechtliche Erlaubnis 
/ nach Art. 7 Abs. 1 BayD$chG erforderlich. Arbeiten, die in den Boden eingreifen sind daher bo- 
dendenkmalfachlich zu begleiten. Nach Abschluss der Maßnahme ist eine Freigabe durch die ' 
Untere Denkmalschutzbehörde erforderlich um weitere Arbeiten im Rahmen folgender Betriebs- ‘ 
pläne durchzuführen. 

3.3. Naturschutz 

3.3.1. Schutzgebiete 

Das Vorhaben berührt keine Schutzgebiete. 

‚ 3.3.2. Artenschutz ' 

Durch die vorgegebenen Vermeidungé und Ausgleichsmaßnahmen kann das artenschutzrechtli- 
- chen Schädigungsverbot nach 5 44 Abs.1 BNat8chG für die betroffenen Arten nach aktuellem 

Kenntnisstand vermieden werden. Die an die Vorhabensfläche angrenzenden Lebensräume wer- 
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den voraussichtlich in einer Intensität, die als erhebliche Beeinträchtigung zu werten wäre, nicht 

betroffen. 

Die Vermeidungsmaßnahmen, die von der uNB vorgeschlagen wurden, um die betroffenen Arten - 

entsprechend zu schützen, wurden in diesem Bescheid entsprechend festgesetzt. Laut Stellung- ' 
nahme der uNB kann damit eine erhebliche Beeinträchtigung der betroffenen Arten ausgeschlos- 

sen bzw. minimiert werden, sodass das artenschutzrechtlichen Schädigungsverbot nach 

5 44 Abs. 1 BNatSchG voraussichtlich nicht ausgelöst wird. 

3.4. Wasser 

Das Vorhaben liegt in keinem Trinkwasserschutzgebiét. Eine Beeinflussung von Trinkwasser- 
schutzgebiete ist nicht zu besorgen. 

3.5. Verträglichkeitsprüfung 

Bei der hier gegenständlichen Errichtung des Bohrplatzes und dem Abteufen von Tiefbohrungen 

handelt es sich um ein betriebsplanpflichtigés Vorhaben, das gemäß 5 1 Abs. 10 a) UVP—V Berg- 

bau und 5 7 UVPG einer allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls bedarf. Die Allgemeine Vorprü— 

fung des Einzelfalls hat ergeben, dass keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu 
besorgen sind. Das Ergebnis wurde am 16.12.2024 UVP-Portal veröffentlicht. ' 

3.6. Zulässigkeit nach dem Standortauswahlgesetz 

Da das Vorhaben außerhalb der identifizierten Gebiete nach 5 13 Absatz 2 Satz 1 StandAG liegt 

'und auch keinen Einfluss auf diese Gebiete hat ist für das og. Vorhaben kein Einvernehmen sei- ' 

tens des Bundesamts für die Sicherheit der nuklearen Entsorgung (BASE) erforderlich. 

3.7. Klimaschutzgesetz 

Das Vorhaben ist gemäß 5 13 Bundesklimaschutzgesetz (KSG) auf Seine Klimaschutzfunktion zu 

prüfen. Gemäß Art. 2 Absatz 5 Bayerisches Klimaschutzgesetz ist der Ausbau erneuerbarer 

Energien im überragenden öffentlichen Interesse. Die Tiefengeothermie dient dem'Ausbau der 

erneuerbaren Energieversorgung. ' 

4. Kosten 

Die Kostenentscheidung beruht auf Art. 1, 2, und 6 des Kostengesetzes (KG) vom 20.02.1998 

(GVBl. S. 43; BayRS 2013-1-1-F). ' - 

Die Höhe der Gebühr ergibt sich für die Zulassung des Hauptbetriebsplans nach der Verordnung 

über den Erlass des Kostenverzeichnisses zum Kostengesetz (Kostenverzeichnis -KVZ) vom 

12.10.2001 (GVBl. S. 766, BayRS 2013-1-2-F), aus Lfd. Nr. 5.l.0‚ Tarifstelle 4.1.4. Der Gebühren— 

rahmen für die Zulassung des Hauptbetriebsplans erstreckt sich von 100 € bis 7.500 €. 

Die Höhe der Gebühr ergibt sich für die Rodungserlaubnis nach der Verordnung über den Erlass 

des Kostenverzeichnisses zum Kostengesetz (Kostenverzeichnis —KVz) vom 12.10.2001-(GVBl. 
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S. 766, BayRS 2013-1-2-F), aus Lfd. Nr. 6.lll.2‚ Tarifstelle 1. Der Gebührenrahmen für die Ro- 

dung erstreckt sich von 25 € bis 1.000 € je ha Rodungsfläche. ' 

Bei der Festsetzung der Gebührenhöhe wurden der Verwaltungsaufwand und die wirtschaftliche 

Bedeutung für den Antragsteller zu Grunde gelegt. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

? Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erho- 

ben werden bei dem 

Bayerischen Venualtungsgericht München'in 80335 München 
Postfachanschrift: Postfach 200543, 80005 München," 

Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 

Die Erhebung einer Klage ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den 

Schriftformersatz zugelas$enen Form möglich. Die Erhebung einer Klage per einfacher E-Mail ist 

‘ nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 

_ Ab 01.01.2022 muss denn @ 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektro- 

- nisch einreichen. 

Kraft'Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageer- 

hebung eine Verfahrensgebühr fällig. 

Hinweise allgemein: 

- Gemäß Geologiedatengesetz (GeolDG) hat jede nach 5 14 Satz 1 Nr. 1, 2 und 3 GeolDG 
verpflichtete Person, die geologische Untersuchungen (z.B. mittels Seismik, Bohrungen 
o.ä.) durchführt,.gem. @ 8 Nr. 1, 2 und 4 GeolDG spätestens zwei Wochen vor Beginn die ‚ 
Arbeiten dem Landesamt für UmWelt (LfU) anzuzeigen und die Nachweisdaten zum Vor- 
haben zu übermitteln. Spätestens drei Monate nach Abschluss der Untersuchungsarbei- 
ten sind die Fachdaten gem. 5 9 GeolDG und spätestens sechs Monate danach die Be- 
wertungsdaten gem. 5 10 GeolDG zu übermitteln. 

Sollten bei den Aushubarbeiten organoleptische Auffälligkeiten des Bodens festgestellt 
werden, die auf eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast hindeuten, ist unverzüg- 
lich das zuständige Landratsamt zu benachrichtigen (Mitteilungspflicht gem. Art. 1 Bay- 
BodSchG) ' 

Die Ersatzaufforstung erlangt den Rechtsstatus „Bannwald“ nach Art. 11 BayWaldG, im 
Rahmen einer späteren Bannwald—Verordnung. 



Bescheid des Bergamtes Südbayem Az. 26.3909.068-B-0292 vom 18.12.2025 Seite -16- 

- Sollten Fällarbeiten innerhalb der Vogelbrutzeit notwendig sein, dann dürfen diese nur 

nach Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehörde sowie der ökologischen Baube- 

gleitung (öBB) durchgeführt werden. Dies ist rechtzeitig mind. zwei Wochen vor geplanter 
Durchführung anzuzeigen und abzustimmen. 

He ry-Robert ohr 
(Bergrat sc) 


